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3   GARAGEN, NEBENGEBÄUDE, NEBENANLAGEN

3.1   Garagen und Nebengebäude sind nur innerhalb der Baugrenzen oder gesonderter Umgrenzungen zulässig.

3.2   Garagen müssen mit ihren Einfahrtstoren mind. 5,0 m hinter der Straßenbegrenzungslinie liegen. 
Die Fläche vor der Garage ist als Stauraum auszubilden und darf zur Straße hin nicht eingezäunt werden.

3.3   Garagen an der Grundstücksgrenze sind nur bis zu einer Länge von max. 6,50 m an der Grundstücksgrenze zulässig. 
Die Wandhöhe der grenzbebauten Garagen wird mit max. 4,20 m über Oberkante Gelände an der Grenze im Mittel 
festgesetzt.

3.4   Stellplätze sind auch außerhalb der Baugrenzen oder der gesonderten Umgrenzungen für Garagen zulässig.

4   GELÄNDEGESTALTUNG/GELÄNDEVERÄNDERUNGEN/STÜTZMAUERN

4.1   Aufschüttungen und Abtragungen sind nur bis zu einer Höhe von 1,20 Meter zuläsig, gemessen von Oberkante des 
natürlichen Geländes. Sie sind mit einer Querneigung von max. 1 : 2 zu verziehen.
Böschungsfuß von Aufschüttungen und Böschungsoberkante bei Abtragungen müssen mind. 1,0 m von der 
Grundstücksgrenze entfernt sein; an benachbarten Grundstücksgrenzen ist der Geländeverlauf 
aufeinander abzustimmen.

4.2    Stützmauern sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig bis zu einer Ansichtshöhe bis 1,20 m.
Sie müssen zu Grundstücksgrenzen und untereinander einen Abstand von mind. 1,0 m einhalten.
Dies gilt nicht im Bereich der Garagenzufahrten: Hier sind Stützmauern bis zu einer Ansichtshöhe bis 1,20 m direkt an der 
Grenze zulässig.
Stützmauern sind zu begrünen.

5   GRÜNORDNUNG / AUSSENANLAGEN / EINFRIEDUNGEN

5.1   Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind als Freiflächen nach landschaftsgärtnerischen Gesichtspunkten zu 
gestalten. Je 300 m2 angefangene Grundstücksfläche ist ein heimischer Laubbaum zu pflanzen (z. B. Linde, Bergahorn, 
Eiche, Buche, Obstbäume, usw.).
  
Die festgesetzten Pflanzungen sind spätestens in der auf die Fertigstellung bzw. beabsichtigte Aufnahme der Nutzung 
folgende Pflanzperiode durchzuführen. Baum- und Strauchpflanzungen sind zu pflegen und zu erhalten und bei Abgang in 
der darauffolgenden Pflanzperiode zu ersetzen.

5.2   EINFRIEDUNGEN
Als Einfriedungen straßenseitig sind nur Holzzäune mit senkrechter Lattung, Höhe max. 1,0 m zulässig
Als Einfriedungen zwischen den Grundstücken sind Holzzäune und Maschendrahtzäune, Höhe max. 1,30 m zulässig.
Einfriedungen dürfen nicht in grellen Farben ausgeführt werden.      

==============================================================================
E)  HINWEISE DURCH TEXT
==============================================================================

1.0   Die Planzeichnung ist zur Maßentnahme nur bedingt geeignet. Bei der Vermessung
sind etwaige Differenzen auszugleichen.

2.0   Die geplanten Gebäude werden über Erdkabel und Verteilerschränke an das Versorgungsnetz der e.on  
angeschlossen. Die Verteilerschränke werden aus Gründen der Verkehssicherheit auf Privatgrund erstellt. Die betroffenen 
Grundeigentümer haben die Aufstellung zu dulden.

3.0   Sollten sich im Zuge des Bauleitplanverfahrens oder bei Baumaßnahmen Anhaltspunkte für schädliche 
Bodenveränderungen oder Altlasten im Bebauungsplangebiet ergeben, sind unverzüglich das Landratsamt Pfaffenhofen 
und das Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt zu informieren.

4.0   Die Abfallbehälter sind an der Straße "Sonnenhang" zur Abholung bereitzustellen.

5.0   Sollten Geländeauffüllungen stattfinden, wird empfohlen, als Auffüllmaterial nur schadstofffreies Material (z.B. 
Erdaushub, Sand, Kies usw.) zu verwenden. Hinsichtlich des Einbaus von mineralischen Ersatzbaustoffen (RC-Material, Boden 
etc.) ist die Ersatzbaustoffverordnung zu beachten. Belastetes Bodenmaterial darf nur eingebaut werden bei geeigneten 
hydrogeologischen Voraussetzungen am Einbauort unter Beachtung der Vorgaben der EBV bzw. der BBodSchV n.F.

6.0   Sollte geplant werden, anfallendes Niederschlagswasser auf dem Grundstück zu versickern, so ist folgendes zu 
beachten: 
Für die erlaubnisfreie Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser sind die Anforderungen der "Verordnung über 
die erlaubnisfreie schadlose Versickerung von gesammeltem 
Niederschlagswasser" (Niederschlagswasserfreistellungsverordnung-NWFreiV), die hierzu eingeführten Technischen Regeln 
(Technische Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser, TRENGW) und 
das Arbeitsblatt DWA-A 138 (Planung, Bau u. Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser), in den jeweils 
aktuellen Versionen zu beachten. Es wird darauf hingewiesen, dass eine erlaubnisfreie Versickerung primär eine 
flächenhafte Versickerung voraussetzt.
 
Ist die NWFreiV nicht anwendbar, so ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Diese ist so rechtzeitig beim Landratsamt 
zu beantragen, dass vor Einleitungsbeginn das wasser-rechtliche Verfahren durchgeführt werden kann. Bei der Planung sind 
das Merkblatt DWA-M 153 (Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser) und das DWA-A 138, in den jeweils 
aktuellen Versionen zu berücksichtigen. 

Nützliche Hinweise zum Umgang mit Regenwasser sind im Internetangebot des Bay. Landesamtes für Umwelt (LfU) unter 
folgenden Links: Umgang mit Niederschlagswasser - LfU Bayern und http://www.lfu.bayern.de/wasser/ben/index.htm zu 
finden. Somit kann jeder Fachplaner oder Interessierte prüfen, ob eine Einleitung in ein Gewässer erlaubnisfrei ist und welche 
technischen Vorgaben im Einzelfall einzuhalten sind. 
Aufgrund der Hanglage ist auf jeden Fall zu prüfen, welche Auswirkungen eine Versickerung von Niederschlagswasser auf 
Unterlieger haben kann. 

6.1  Wegen der Hanglage können Schichtwasseraustritte nicht ausgeschlossen werden. 

7.0  Bei der Verwirklichung von Vorhaben eventuell zutage tretende Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht an das 
Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 BayDSchG sowie 
den Bestimmungen des Art. 9 BayDSchG in der Fassung vom 23.06.2023. 

Treten bei o. g. Maßnahme Bodendenkmäler auf, sind diese unverzüglich gem. o. g. Art. 8 BayDSchG der Unteren 
Denkmalschutzbehörde und dem BLfD zu melden. Bewegliche Bodendenkmäler (Funde) sind unverzüglich dem BLfD zu 
übergeben (Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BayDSchG). 

8.0   DIN-Vorschriften, auf die in den textlichen Festsetzungen und Hinweisen dieses Bebauungsplanes verwiesen wird, sind 
über den Beuth Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen. Herausgeber sämtlicher DIN-Vorschriften ist das Deutsche Institut für 
Normung e. V., Berlin. Die DIN-Vorschriften finden jeweils in der bei Rechtskraft dieser Satzung geltenden Fassung 
Anwendung. Ebenso wie die der Planung zugrunde liegenden Gesetze, Verordnungen und Erlasse können diese zu den 
üblichen Dienststunden im Rathaus der Verwaltungsgemeinschaft Ilmmünster eingesehen werden.
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==============================================================================
C)  HINWEISE DURCH PLANZEICHEN 
==============================================================================
  Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des rechtskräftigen 
  Bebauungsplanes Nr. 3 Haselberg - 4.Änderung

  vorgeschlagene Baukörper mit Satteldach
   
  vorgeschlagener Baukörper mit Flachdach oder flachgeneigtem Dach

  bestehende Grundstücksgrenze

  Höhenschichtlinien des vorhandenen Geländes mit
  Höhenangabe in Meter über Normalhöhennull z. B. 464,00 m NHN

  Flurstücksnummer z.B. 998/7
  
  Nummerierung der Parzellen  z. B. vier

  Öffentliche Verkehrsfläche außerhalb des Geltungsbereichs

  Maßangabe in Metern z. B. 4,0 m

  Darstellung des Bebauungsplanes Nr. 3 "Haselberg"  - 4. Änderung 
  außerhalb des Geltungsbereichs                          

================================================================================
B)  FESTSETZUNGEN DURCH  PLANZEICHEN
================================================================================
  Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
  
  
  Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO  

  offene Bauweise 

  Grundflächenzahl  z.B. 0,35

  Geschoßflächenzahl  z.B. 0,6

  Zahl der Vollgeschoße als Höchstmaß. Zulässig sind Untergeschoß, Erdgeschoß und     
  Dachgeschoß. Das Dachgeschoß und das Untergeschoß können im Rahmen der sonstigen   
  Festsetzungen ein zusätzliches Vollgeschoß im Sinne der BayBO sein. 

  nur Einzelhäuser zulässig.
  Insgesamt sind nur 2 Wohneinheiten zulässig.

  Hauptfirstrichtung der Wohngebäude. Eine Abweichung um +- 15° ist zulässig.
  

  Baugrenze nach § 23 Abs. 3 BauNVO
  Eine geringfügige Überschreitung mit untergeordneten Bauteilen 
  im Sinne des Art. 6 Abs. 8 BayBO ist zulässig.

  Umgrenzung von Flächen für Nebengebäude und Garagen 
  
 
  Abgrenzung von Bereichen mit unterschiedlichen Festsetzungen hinsichtlich der zulässigen 
  Wand- und Firsthöhe, des Höhenbezugspunkts.

  

  Höhenbezugspunkt = Hinterkante Gehsteig am Grundstücksgrenzpunkt

  festgesetzte Höhenlage des Untergeschoßfertigfußbodens des Hauptgebäudes in Meter über  
  Normalhöhennull (m NHN) z. B. 461,67 m; maßgeblich ist die Höhendifferenz zum Höhenbezugspunkt. 
  Die angegebene Höhe darf um max. 0,20 m über-  bzw. unterschritten werden. 

  
 

Ilmmünster,  04.06.2024
geändert:    01.10.2024 

Entwurfsverfasser:   _________________________________________________________________
Architekturbüro Trapp GmbH  .  GF   Gernot Trapp  .  Dipl.-Ing.   Architekt  .  Stadtplaner
Erlenstraße 5  .  85283 Wolnzach
T  08442  3063    .    F  08442  3180   .   info@gernottrapp.de   .   www.gernottrapp.de
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2.7   Dachaufbauten: 
Gauben und Zwerchgiebel sind bis zu einer Einzelbreite von 3,0 m zulässig. Die Summe der Dachaufbauten je Dachseite ist 
auf maximal 1/2 der Dachlänge begrenzt.
Zwerchhäuser und Dachaufbauten dürfen über die Außenkante der Außenwand des Erdgeschoßes bis maximal 0,5 m 
vorspringen.  
Zwerchhäuser Dachgauben und Dacheinschnitte (Negativgauben) sind nicht zugelassen.

2.8  Auf den Dachflächen sind photovoltaische und solarthermische Anlagen zulässig. Solarenergieanlagen und 
Sonnenkollektoren auf den Dächern sind in gleicher Neigung wie das Dach zu installieren bzw. in die Dachfläche zu 
integrieren.

2.9    Außenwandoberflächen (soweit sichtbar):
Zulässig sind weiße oder pastellfarbene Anstriche  bzw. Bekleidungen sowie naturbelassene oder braun lasierte 
Holzverschalungen. 
Fassadenmaterialien und -anstriche in greller, hochglänzender oder stark reflektierender Ausführung sind unzulässig. 
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Übersichtslageplan  1 : 5000
Quelle: Bayerische Vermessungsverwaltung

=============================================================================
PRÄAMBEL
=============================================================================
Die Gemeinde Ilmmünster im Landkreis Pfaffenhofen a. d. Ilm erlässt aufgrund
 
- der  §§  2 Abs. 1, 9,  und 10 des Baugesetzbuches (BauGB),
- des Art. 23 der Gemeindeordnung (GO)
- des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO),
- der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO),
- der Planzeichenverordnung (PlanZV),
in der jeweils zum Zeitpunkt dieses Beschlusses gültigen Fassung, 

den Bebauungsplan Nr. 3 "Haselberg" - 5. Ändeung

als Satzung. 

Bestandteile der Satzung sind:
1.0   Der Bebauungsplan Nr. 3 "Haselberg" - 5. Änderung in der Fassung vom __.__.2024

Mit beigefügt ist die Begründung in der Fassung vom __.__.2024.

Dieser Bebauungsplan Nr. 3 "Haselberg" 5. Änderung ersetzt den rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 3 "Haselberg" - 4. 
Änderung nur für die in der gegenständlichen Planzeichnung festgesetzten Flächen innerhalb der Genze des 
Geltungsbereichs.

=============================================================================
A)  PLANZEICHNUNG
=============================================================================

M = 1:1000

=======================================================================================
F) VERMERKE ZUM VERFAHREN
=======================================================================================

1.0   Der Gemeinderat der Gemeinde Ilmmünster hat in der Sitzung vom  ____________ gem. Art. 2 Abs. 1 
BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am ____________ 
ortsüblich bekannt gemacht.

2.0   Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom  ____________  wurden die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 
____________  bis  ____________  beteiligt.

3.0   Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom  ____________  wurde mit der Begründung gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom  ____________  bis  ____________  öffentlich ausgelegt.

4.0   Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom  ____________  wurden die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 
____________  bis  ____________  erneut beteiligt.

5.0   Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom  ____________  wurde mit der Begründung gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom  ____________  bis  ____________  erneut öffentlich ausgelegt.

6.0   Die Gemeinderat der Gemeinde Ilmmünster hat mit Beschluss des Gemeinderats vom  _______________ den 
Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom  ____________  als Satzung beschlossen. 

         Ilmmünster, den  ____________

         ______________________
           Ott Georg, 1.Bürgermeister
 
7.0  Ausgefertigt

          Ilmmünster, den ___.___._____ 

         ______________________
            Ott Georg, 1.Bürgermeister

8.0   Inkrafttreten (§ 10 Abs. 3 BauGB)
Der als Satzung beschlossene Bebauungsplan wurde am  ___.___.______  gemäß 
§ 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB in der Fassung vom ____________ ortsüblich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde 
zu jedermanns Einsicht bereit gehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der 
Bebauungsplan ist damit rechtswirksam. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB ist hingewiesen worden. 

          Ilmmünster, den ___.___._____ 

         ______________________
            Ott Georg, 1. Bürgermeister       
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===============================================================================
D)  FESTSETZUNGEN DURCH TEXT
===============================================================================
1   ABSTANDSFLÄCHENREGELUNG 
Mit Einhaltung der in diesem Bebauungsplan festgesetzten Baugrenzen gelten auch die erforderlichen Abstandsflächen als 
eingehalten.

2   BAULICHE GESTALTUNG, BAUWEISE 
2.1  Die Gebäude sind rechtwinklig zu planen.
Der Grundriss des Dachgeschoßes ist als Rechteckform mit ausgeprögter Längsrichtung zu planen. Dabei muss die Firstlänge 
die Giebelbreite um mind. 20% überwiegen.  

2.2   Höhenlage
Die Oberkante des fertigen Fußbodens des Untergeschoßes und der zugehörige Höhenbezugspunkt sind in der 
Planzeichnung und in den Festsetzungen durch Planzeichen [s. A)] festgelegt.
Hinweis: Die Höhenlage des fertigen Fußbodens Erdgeschoßrohfußbodens in Metern über Normalhöhennull (m NHN) ist im 
Bauantrag anzugeben.
 
2.3   Wandhöhe   
Als Wandhöhe gilt das Maß gemessen ab OK Oberkante des fertigen Fußbodens im Untergeschoß bis zum Schnittpunkt der 
Wand der Dachhaut (traufseitig) oder bis zum oberen Abschluss der Wand.
Die maximal zulässige Wandhöhe beträgt:  6,60 m.

2.4   Dachform  
Zulässig sind: 
-  im Dachgeschoß nur gleichgeneigte symmetrische Satteldächer;
-  über Bauteilen und Geschoßen im Untergeschoß und im Erdgeschoß: Flachdächer mit extensiver Begrünung;
-  über Dachgauben, Zwerchhäusern und vorspringenden Bauteilen wie Erkern und Ähnlichem: flach geneigte Pultdächer.

2.5   Dachneigung:
Zulässige Dachneigung der Satteldächer im Dachgeschoß (Hauptgebäude): 35 - 45°
Zulässige Dachneigung über Dachgauben und Zwerchhäusern und vorspringenden Bauteilen wie Erkern und Ähnlichem: 
flach geneigte Dächer bis 5°.

2.6   Dachdeckung: 
Zulässig sind: 
-  Auf den Satteldächern des Dachgeschoßes nur Ziegel oder Dachsteine in der Farbe naturrot;
-  auf den Flachdächern: Flachdachabdichtung mit extensiver Begrünung 
-  auf Dachgauben, Zwerchhäusern und vorspringenden Bauteilen wie Erkern und Ähnlichem: Blechdeckungen
    in nicht reflektierender Ausführung.
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